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STROMVERSORGUNGSSICHERHEIT Européische Politik

cepAnalyse Nr.22/2017

KERNPUNKTE

Ziel der Verordnung: Die Stromversorgungssicherheit soll erhdht werden, indem die Mitgliedstaaten zu enge-
rer Kooperation bei der Vermeidung und Bewaltigung von Stromversorgungskrisen verpflichtet werden.

Betroffene: Private und gewerbliche Stromverbraucher, Stromversorger sowie Netzbetreiber.

Pro: (1) Die Pflicht zur regionalen Unterstiitzung im Falle einer Stromversorgungskrise kann dazu
O beitragen, dass gro3e wirtschaftliche Schaden in einzelnen Mitgliedstaaten vermieden werden.

(2) Dass Mitgliedstaaten fiir MaBnahmen zur Bewaltigung von Stromversorgungskrisen in anderen
O Mitgliedstaaten eine Gegenleistung erhalten, wirkt Trittbrettfahrerverhalten entgegen.

O (3) Die Pflicht, fir die Bewaltigung von Stromversorgungskrisen vorrangig strombinnenmarktkom-
patible MaBnahmen zu ergreifen, erméglicht eine effiziente Preisbildung auf den GroB3handels-
strommarkten.

Contra: -

INHALT

Titel

Vorschlag COM(2016) 862 vom 30. November 2016 fiir eine Verordnung iiber die Risikovorsorge im Elekt-
rizitatssektor und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/89/EG

Kurzdarstellung

» Hintergrund und Ziele

— Die derzeit geltende Stromversorgungssicherheit-Richtlinie (2005/89/EG) enthalt einen groben Rahmen
von Zielen, die die Mitgliedstaaten im Bereich der Stromversorgungssicherheit erreichen sollen. Sie soll
durch die nun vorgeschlagene Stromversorgungssicherheit-Verordnung [COM(2016) 862] ersetzt wer-
den.

— In einem Mitgliedstaat liegt eine ,Stromversorgungskrise” vor, wenn dort eine ,erhebliche Stromknapp-
heit” herrscht oder der Strom aufgrund von Schaden an der Strominfrastruktur nicht zum Endverbraucher
geliefert werden kann (Art. 2 Abs. 2).

— Ursachen fir Stromversorgungskrisen sind u.a. extreme Wetterbedingungen, Cyberattacken und Brenn-
stoffknappheit (S. 1).

— Die Mitgliedstaaten verfolgen derzeit unterschiedliche Ansdtze zur Pravention und Bewaltigung von
Stromversorgungskrisen.

— Die Mitgliedstaaten sollen verpflichtet werden, MaBnahmen gegen grenziiberschreitende Stromversor-
gungskrisen zukiinftig regional starker zu koordinieren (S. 3).

Dies betrifft

- die Bewertung von Stromversorgungsrisiken,

- die Erstellung von Risikovorsorgeplanen,

- die Bewaltigung von Stromversorgungskrisen sowie
- die Nachbetrachtung von Stromversorgungskrisen.

» Bewertung von Stromversorgungsrisiken

— Die EU-Agentur zur Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehdrden (ACER) muss kinftig auf Vor-
schlag des Verbands der Europédischen Ubertragungsnetzbetreiber ENTSO-E grenziiberschreitende
.Netzbetriebsregionen” festlegen [Art. 33 COM(2016) 8611.

— ENTSO-E muss innerhalb von zehn Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung - auf Grundlage einer zu-
vor selbst entwickelten Methode - fiir jede Netzbetriebsregion ,die relevantesten Szenarien von Strom-
versorgungskrisen” bestimmen (Art. 6 Abs. 1iV.m. Art. 5 Abs. 1).

— Die Mitgliedstaaten mussen innerhalb von zehn Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung (Art. 7)

-im Einklag mit den Risikobewertungen des ENTSO-E die relevantesten Szenarien von Stromversor-
gungskrisen auf nationaler Ebene bestimmen und
- der Kommission sowie der Koordinierungsgruppe Strom mitteilen,
- inwieweit die Eigentumsverhaltnisse bei kritischen Strominfrastrukturen die Stromversorgungssicher-
heit gefdahrden kdnnen und
- welche MaBnahmen zur Pravention und Minderung einer solchen Gefdhrdung getroffen wurden.
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Die ,Koordinierungsgruppe Strom” ist ein dauerhaftes Expertengremium, das die Kommission bei MaB-
nahmen zur Erhéhung der Stromversorgungssicherheit im europdischen Strommarkt berat
(s. cepKompass Die Energie und Klimapolitik der EU).

» Erstellung von Risikovorsorgepldnen
— Jeder Mitgliedstaat muss binnen drei Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung genau eine Behorde
mit der Erstellung eines Risikovorsorgeplans betrauen (,zusténdige Behorde”, Art. 3 Abs. 1).
— Die zustandige Behorde muss einen Risikovorsorgeplan entwickeln, der (Art. 10 Abs. 1-3)
- nach einem von der Kommission vorgegebenen Muster erstellt wird,
- auf der Grundlage der regionalen und nationalen Krisenszenarien angefertigt wird und
- die Meinungen und Empfehlungen von Energieunternehmen, privaten Haushalten, gewerblichen
Stromverbrauchern, anderen Mitgliedstaaten der Region und der Koordinierungsgruppe Strom ber{ick-
sichtigt.
— Der Risikovorsorgeplan muss insbesondere darlegen, (Art. 11)
- welche Stromversorgungskrisen fur den Mitgliedstaat und die Region relevant sind,
- welche Aufgaben und Kompetenzen die zustédndige Behérde hat,
- welche MaBnahmen, die nicht in die Preisbildung auf dem Strombinnenmarkt eingreifen (,marktge-
stitzte MaBhahmen”), zur Bewaltigung von Stromversorgungskrisen moglich sind,
- unter welchen Umstdnden MaBnahmen, die in die Preisbildung auf dem Strombinnenmarkt eingreifen
(,nicht-marktgestitzte Malinahmen®), zu ergreifen sind,
- welche Stromverbraucher bei MalBnahmen zur Bewdltigung von Stromversorgungskrisen — wie der Ab-
schaltung einzelner Netzgebiete (,Lastabwurf”) - privilegiert werden und
- wie die Offentlichkeit bei Eintritt einer Stromversorgungskrise informiert wird.
— Die nationalen Risikovorsorgepldne miissen regionale MafBnahmen enthalten, durch die Stromversor-
gungskrisen grenziiberschreitend verhindert werden. (Art. 12 Abs. 1).
— Koénnen sich die zustandigen Behorden nicht auf gemeinsame regionale MaBnahmen in den Risikovor-
sorgepldnen einigen, missen sie die Griinde daftir der Kommission mitteilen (Art. 12 Abs. 1).

» Bewiltigung von Stromversorgungskrisen

— Sobald eine zustéandige Behorde verldssliche Informationen hat, dass es zu einer erheblichen Verschlech-
terung der Stromversorgung in dem Land kommen kénnte, muss sie der Kommission und der Koordinie-
rungsgruppe Strom unverziglich eine Frihwarnung tGbermitteln (Art. 13 Abs. 1).

— Sobald eine Stromversorgungskrise in einem Mitgliedstaat eingetreten ist, muss dessen zustandige Be-
horde die Kommission und die benachbarten Mitgliedstaaten unverziiglich davon in Kenntnis setzen
(Art. 13 Abs. 2).

— Die zustandige Behérde muss bei erwarteten oder eingetretenen Stromversorgungstérungen Angaben
machen Uber (Art. 13 Abs. 2)

- deren Ursachen,
- die geplanten und bereits getroffenen Malinahmen sowie
- die benétigte Unterstiitzung durch andere Mitgliedstaaten.

— Die Mitgliedstaaten miissen bei der Pravention und der Bewaltigung von Stromversorgungskrisen ,soli-
darisch zusammenarbeiten”, damit Strom im Krisenfall ,dorthin geliefert wird, wo er am dringendsten
benotigt wird” (Art. 14 Abs. 1).

— Mitgliedstaaten missen anderen Mitgliedstaaten eine ,Gegenleistung” fiir deren Unterstiitzung in einer
Stromversorgungskrise erbringen (Art. 14 Abs. 2).

— MaBBnahmen zur Pravention oder Bewdltigung von Stromversorgungskrisen miissen in Einklang mit den
Vorschriften des Strombinnenmarkts stehen (,marktgestiitzte MaBnahmen”, Art. 15 Abs. 1).

— Nicht marktgestiitzte MalBnahmen durfen bei Eintritt einer Stromversorgungskrise nur dann ergriffen
werden, wenn (Art. 15 Abs. 2)

- sie notwendig, verhaltnismaBig und nichtdiskriminierend sind,
- sie nur vorribergehend erfolgen und
- alle marktgestiitzten MalBnahmen bereits ausgeschopft wurden.

» Nachbetrachtung von Stromversorgungskrisen

— Spétestens sechs Wochen nachdem eine zustandige Behorde den Eintritt einer Stromversorgungskrise
gemeldet hat, muss sie der Kommission und der Koordinierungsgruppe Strom einen Regulierungsbericht
vorlegen (Art. 16 Abs. 1).

— Der Regulierungsbericht muss mindestens folgende Informationen enthalten (Art. 16 Abs. 2):
- den Ausl6ser der Stromversorgungskrise,
- eine Beschreibung und eine Bewertung der getroffenen Praventions- und BewaltigungsmafBnahmen,
- die grenziiberschreitenden Auswirkungen der getroffenen Mal3nahmen,
- die von anderen Staaten erbrachte Unterstilitzung sowie
- die wirtschaftlichen Auswirkungen der Stromversorgungskrise.
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Wesentliche Anderungen zum Status quo

» Neu ist, dass die flir die Stromversorgungssicherheit zustandige Behorde jedes Mitgliedstaats nationale Risi-
kovorsorgepléne erstellen und diese regional abstimmen muss.

» Neu ist, dass die Mitgliedstaaten bei der Pravention und Bewdltigung von Stromversorgungskrisen solida-
risch zusammenarbeiten mussen.

Subsidiaritatsbegriindung der Kommission

Stromversorgungskrisen sind oft nicht auf einzelne Mitgliedstaaten begrenzt. MalBnahmen zu deren Pravention
und Bewdltigung sollten daher auf EU-Ebene getroffen werden. Demgegeniiber kann eine nicht abgestimmte
mitgliedstaatliche Vorgehensweise die Folgen einer Krise noch verscharfen. (S. 5)

Politischer Kontext

Der vorliegende Verordnungsvorschlag ist Teil eines umfassenden Energiepakets. Dieses enthalt zudem eine
Neufassung der Strombinnenmarkt-Verordnung [COM(2016) 861; s. cepAnalyse 14/2017], die weitere fiir die
Stromversorgungssicherheit relevante Regelungen vorsieht. Dazu zdhlen sowohl die Regeln zum kiinftigen
Einsatz von Kapazitdtsmechanismen, mit denen die Bereitstellung gesicherter Kraftwerksleistung unabhangig
von der von einem Kraftwerk tatsachlich erzeugten Strommenge vergitet wird [COM(2016) 861, Art. 18 ff] als
auch die Vorgaben zur Griindung von ,Regionalen Betriebszentren” (,Regional Operation Centres”, ROCs), die
den Netzbetrieb in einer zuvor festgelegten Netzbetriebsregion koordinieren muissen [COM(2016) 861,
Art. 32 ff].

Das Energiepaket enthalt auBlerdem Neufassungen der Verordnung Uber die EU-Energieagentur ACER
[COM(2016) 863;  s.cepAnalyse 19/2017] und der Strombinnenmarkt-Richtlinie = [COM(2016) 864,
s.cepAnalyse 09/2017] sowie Anderungen der Erneuerbare-Energien-Richtlinie  [COM(2016) 767,
s. cepAnalyse 07/2017], der Energieeffizienz-Richtlinie [COM(2016) 761, s. cepAnalyse 01/2017] und der Ge-
baude-Energieeffizienz-Richtlinie [COM(2016) 765, s. cepAnalyse 06/20117].

Stand der Gesetzgebung

30.11.2016 Annahme durch Kommission
Offen Annahme durch Europdisches Parlament und Rat, Veroffentlichung im Amtsblatt, Inkrafttreten

Politische Einflussmoglichkeiten

Generaldirektionen: GD Energie (federfiihrend)
Ausschiisse des Europadischen Parlaments: Industrie, Forschung und Energie (federfiihrend), Berichterstatter:
Flavio Zanonato (S&D, 1)

Bundesministerien: Wirtschaft und Energie (federfiihrend)

Ausschiisse des Deutschen Bundestags: ~ Wirtschaft und Energie (federfiihrend)

Entscheidungsmodus im Rat: Qualifizierte Mehrheit (Annahme durch 55% der Mitgliedstaaten, die
65% der EU-Bevolkerung ausmachen)

Formalien

Kompetenznorm: Art. 194 AEUV (Energie)

Art der Gesetzgebungszustandigkeit: Geteilte Zustandigkeit (Art. 4 Abs. 2 AEUV)

Verfahrensart: Art. 294 AEUV (ordentliches Gesetzgebungsverfahren)

BEWERTUNG

Okonomische Folgenabschitzung

Ordnungspolitische Beurteilung

Die Kommission fordert zu Recht eine engere Zusammenarbeit und Abstimmung der Mitgliedstaaten bei der
Pravention und der Bewaltigung von Stromversorgungskrisen. Denn erstens sind die Mitgliedstaaten einer Re-
gion, z.B. bei langer andauernden Kalte- oder Hitzeperioden oder aufgrund von geopolitischen Konflikten mit
Drittstaaten, oft gleichzeitig von Stromversorgungskrisen betroffen. Zweitens kénnen nicht abgestimmte
MaBnahmen zur Prévention oder Bewdltigung von Stromversorgungskrisen in einem Land aufgrund der zu-
nehmenden grenziiberschreitenden Vernetzung zu veranderten Stromflissen im Binnenmarkt fiihren, was die
Versorgungssicherheit in benachbarten Mitgliedstaaten gefahrden kann.
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Folgen fiir Effizienz und individuelle Wahimdglichkeiten

Die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, genau eine zustiandige Behdrde zu benennen, fiihrt zu klaren Zustan-
digkeits- und Verantwortungsbereichen. Zudem erleichtert es die Kommunikation unter den Behérden und
damit die regionale Koordination von MaBnahmen zur Vermeidung und Bewaltigung von Stromversorgungs-
krisen.

Nach einheitlichem Muster erstellte Risikovorsorgeplane verbessern die Moglichkeit, diese miteinander zu ver-
gleichen, und erleichtern damit ein abgestimmtes Vorgehen der Behdrden einer Region bei der Vermeidung
und Bewaltigung von Stromversorgungskrisen.

Die Verordnung sollte festlegen, welche Konsequenzen es hat, wenn sich die zustdndigen Behorden einer Re-
gion nicht auf gemeinsame MaBnahmen in den Risikovorsorgeplanen einigen. Andernfalls besteht die Gefahr,
dass eine Einigung gezielt verhindert wird, um regionale Kooperationen bei der Pravention oder Bewaltigung
von Stromversorgungskrisen zu vermeiden.

Die Pflicht zur regionalen Zusammenarbeit und Unterstiitzung im Falle einer Stromversorgungskrise —
z.B.in Form grenzliberschreitender Stromlieferungen — kann dazu beitragen, dass bei Eintritt einer Stromver-
sorgungskrise groBe wirtschaftliche Schaden oder gar humanitére Katastrophen in einzelnen Mitgliedstaa-
ten vermieden werden. Die Grundvoraussetzung fiir gegenseitige Hilfe muss dabei aber die ausreichende Fa-
higkeit zur Eigenversorgung sein. Denn sonst besteht die Gefahr, dass einige Mitgliedstaaten in der Hoffnung
auf Solidaritat im Krisenfall keine ausreichende Eigenvorsorge treffen (,Trittbrettfahrerverhalten”), was die Si-
cherheit der Stromversorgung in der Region insgesamt senkt.

Die Vorgabe, dass Mitgliedstaaten fiir die Unterstiitzung bei der Bewaltigung von Stromversorgungs-
krisen in anderen Mitgliedstaaten von diesen eine Gegenleistung erhalten miissen, wirkt Trittbrettfah-
rerverhalten entgegen und erhdht damit die Stromversorgungssicherheit in einer Region. Der Begriff der
.Gegenleistung” ist allerdings zu unspezifisch. Die Verordnung sollte klarstellen, dass die Gegenleistung
mindestens den Kosten entsprechen muss, die dem Mitgliedstaat fir die Unterstiitzung entstanden sind.
Die Pflicht, fiir die Pravention und Bewaltigung von Stromversorgungskrisen vorrangig strombinnen-
marktkonforme MaBBnahmen zu ergreifen, erméglicht eine effiziente Stromerzeugung. Denn Eingriffe in
den Strombinnenmarkt schranken die Stromflisse ein, verhindern eine effiziente Preisbildung auf den
GrofB3handelsstrommarkten und machen die Stromversorgung damit unnétig teuer.

Folgen fiir Wachstum und Beschaftigung

Eine prosperierende Wirtschaft setzt eine sichere Stromversorgung voraus. MaBnahmen zur Erhéhung der
Stromversorgungssicherheit wirken sich somit positiv auf Wachstum und Beschéftigung aus.

Folgen fir die Standortqualitat Europas

Eine sichere Stromversorgung ist fir eine hochwertige industrielle Wertschépfung unerlasslich. MaBnahmen
zur Erhéhung der Stromversorgungssicherheit erhohen daher die Attraktivitat des Standorts Europa fir Indust-
rieunternehmen.

Juristische Bewertung

Kompetenz

Unproblematisch. Die EU darf MalBnahmen zur Gewahrleistung der Energieversorgungssicherheit ergreifen
(Art. 194 Abs. 1 lit. b AEUV).

Subsidiaritat

Unproblematisch. EU-weite Regelungen zur Stromversorgung kénnen besser auf EU-Ebene getroffen werden
(Art. 5 Abs. 3 EUV).

Sonstige Vereinbarkeit mit EU-Recht

Die Pflicht der Mitgliedstaaten, nur eine einzige ,zustandige Behorde” mit der Erstellung eines Risikovorsorge-
plans betrauen zu mussen, greift EU-rechtswidrig in die innerstaatliche Organisationshoheit der Mitgliedstaa-
ten ein. Eine Zentralisierung sollte auf das notwendige MaB3 beschrédnkt bleiben, z.B. um Behérden als zentrale
Ansprechpartner auf EU-Ebene zu benennen.

Zusammenfassung der Bewertung

Die Pflicht zur regionalen Unterstiitzung im Falle einer Stromversorgungskrise kann dazu beitragen, dass grof3e
wirtschaftliche Schaden in einzelnen Mitgliedstaaten vermieden werden. Die Vorgabe, dass Mitgliedstaaten fiir
die Unterstiitzung bei der Bewaltigung von Stromversorgungskrisen in anderen Mitgliedstaaten eine Gegen-
leistung erhalten, wirkt Trittbrettfahrerverhalten entgegen. Die Verordnung sollte jedoch klarstellen, dass die
Gegenleistung mindestens den Kosten entsprechen muss, die dem Mitgliedstaat entstanden sind. Die Pflicht,
fur die Bewidltigung von Stromversorgungskrisen vorrangig strombinnenmarktkompatible Mal3nahmen zu er-
greifen, ermdglicht eine effiziente Preisbildung auf den Grof3handelsstrommarkten.

Autoren: Dr. Moritz Bonn und Dr. G6tz Reichert, LL.M. | Telefon 0761 38693-107 | bonn@cep.eu 4


mailto:bonn@cep.eu

	Wesentliche Änderungen zum Status quo
	Subsidiaritätsbegründung der Kommission
	Politischer Kontext
	Stand der Gesetzgebung
	Politische Einflussmöglichkeiten
	Formalien
	Ökonomische Folgenabschätzung
	Ordnungspolitische Beurteilung
	Folgen für Effizienz und individuelle Wahlmöglichkeiten
	Folgen für Wachstum und Beschäftigung
	Folgen für die Standortqualität Europas

	Juristische Bewertung
	Kompetenz
	Subsidiarität
	Sonstige Vereinbarkeit mit EU-Recht

	Zusammenfassung der Bewertung

